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Pressekonferenz vom 24. Mai 2012

Elternurlaub – Staatliche Arbeitgeber gehen mit gutem Beispiel voran

Die 25 grössten Städte und alle 26 Kantone haben sich an der fünften Befragung von Travail.Suisse über die Themen Elternurlaub und Familienzulagen beteiligt. Die Arbeitgeber des öffentlichen Sektors haben eher ein offenes Ohr für die familiären Anliegen ihrer Mitarbeitenden, auch wenn beim Vaterschaftsurlaub in diesem Jahr nur geringe Fortschritte erzielt wurden. Ausserdem ergänzen sie die unzureichenden gesetzlichen Familienzulagen vermehrt durch zusätzliche Zulagen. Auch in den Gesamtarbeitsverträgen (GAV), die von den Verbänden von Travail.Suisse ausgehandelt wurden, sind bei den Elternurlauben und insbesondere beim Vaterschaftsurlaub langsam Fortschritte zu erkennen.
Valérie Borioli Sandoz, Leiterin Gleichstellungspolitik, Travail.Suisse

Die fünfte Umfrage von Travail.Suisse bei den Arbeitgebern des öffentlichen Sektors gibt Aufschluss darüber, welche Politik diese gegenüber ihren Mitarbeitenden verfolgen, die Eltern werden. Alle angefragten Städte reichten Daten ein. Zum ersten Mal umfassen die Ergebnisse neben den kantonalen Daten auch Angaben der Bundesverwaltung. Der mit fast 35'000 Angestellten grösste Arbeitgeber des Landes schneidet gut ab, vor allem bei den Familienzulagen.
Die Umfrage wurde auch bei den Verbänden von Travail.Suisse zu denselben Punkten in den Gesamtarbeitsverträgen durchgeführt. Die Ergebnisse beinhalten auch die vom KV Schweiz ausgehandelten Verträge.
Elternurlaube – staatliche Arbeitgeber kommen den Bedürfnissen der Familien eher entgegen

Von allen Arbeitgebern des öffentlichen Sektors trägt die Bundesverwaltung den familiären Bedürfnissen ihrer Mitarbeitenden am stärksten Rechnung. Frauen können bei einer Mutterschaft einen viermonatigen Urlaub in Anspruch nehmen, bei einer Adoption haben Väter und Mütter Anspruch auf einen bezahlten Urlaub von zwei Monaten, und die Familienzulagen liegen über dem gesetzlichen Minimum. 
Mutterschaftsurlaub

In der Mehrheit der Kantone können Mütter eine längere und besser bezahlte Auszeit von der Erwerbsarbeit in Anspruch nehmen, als es das gesetzliche Minimum mit 14 Wochen und 80% Lohn vorschreibt. Ein Mutterschaftsurlaub von 16 Wochen bei 100% Lohn ist hier die Regel. Dasselbe gilt für 18 grössere Städte. Im Kanton Genf bieten drei Städte sogar einen Urlaub von 20 Wochen (Genf, Vernier, Lancy). Lediglich Chur und Emmen halten sich ans gesetzliche Minimum von 14 Wochen.
In der diesjährigen Umfrage ist festzustellen, dass die Kantone Jura und Waadt Mütter unterstützten, die stillen: Neben dem Mutterschaftsurlaub besteht Anspruch auf einen vierwöchigen Still-Urlaub.
Vaterschaftsurlaub nach einer Geburt

Die Hälfte der kantonalen Verwaltungen (13 Kantone) bieten Vätern nach der Geburt eines Kindes einen bezahlten Urlaub, der diesen Namen verdient, darunter alle französischsprachigen Kantone.

Die 25 bevölkerungsreichsten Schweizer Städte sind grosszügiger. Die Hälfte (13) gibt den Vätern fünf Tage bezahlt frei, immerhin fünf Städte (Zürich, Winterthur, Luzern, Köniz, Vernier) gewähren 10 Tage, zwei Städte 21 Tage oder 3 Wochen (Lausanne und Bern). Das Schlusslicht bildet Neuenburg mit einem einzigen Tag, was noch unter dem vom KV Schweiz empfohlenen Minimum liegt.
Im Vergleich zum Vorjahr ist der durchschnittliche Vaterschaftsurlaub länger geworden, da die Kantone Jura und Freiburg den Vätern nach einer Geburt 12 Tage (17 Tage bei Mehrlingsgeburten) bzw. 5 Tage bezahlt frei geben.

Adoptionsurlaub hat sich weitgehend durchgesetzt

Seit diesem Jahr sieht der Kanton Zug einen bezahlten Adoptionsurlaub von 5 Tagen vor. Auch Nidwalden gewährt einen Urlaub, es besteht jedoch kein Anspruch auf Lohn oder eine bestimmte Dauer.

Bei Adoptionen ist die Bandbreite der Urlaube enorm breit: Sie reicht von 2 Tagen bis zu 20 bezahlten Wochen. Am meisten Verständnis für die Beanspruchung von Eltern, die ein Kind adoptieren, haben die Kantone Genf (20 Wochen), Zürich, Neuenburg und Jura (16 Wochen oder 4 Monate), Freiburg und Wallis (12 Wochen). In sechs Kantonen dauert der Adoptionsurlaub 8 Wochen oder zwei Monate (Luzern, Basel-Stadt, Basel-Landschaft, St. Gallen, Tessin und Waadt). Die übrigen Kantone geben Eltern bei einer Adoption lediglich 2 bis 3 Tage frei, oder es gibt keine Regelung.
Bei den Verwaltungen der grossen Städte ist das Problem entweder anerkannt, und es besteht ein Anspruch auf einen mehrwöchigen bezahlten Urlaub, oder es wird vollkommen ausgeblendet, und die Eltern erhalten bei einer Adoption überhaupt keinen Urlaub. 
Ungleichheiten zwischen Müttern und Vätern bestehen beim bezahlten Adoptionsurlaub weiterhin in der Stadt Winterthur (16 Wochen bezahlt nur für Mitarbeiterinnen) und im Kanton Freiburg (12 Wochen für Mitarbeiterinnen und 4 Wochen für Mitarbeiter, falls es das Adoptionsverfahren erfordert) und, was eher erstaunen mag, auch im Kanton Genf, der Mitarbeiterinnen 20 Wochen Adoptionsurlaub gewährt, Vätern dagegen lediglich 10 Tage.

Elternurlaub – Weiterhin Ungleichheiten zwischen Frauen und Männern, aber Kursänderung in Basel

Die letztjährige Befragung ergab, dass Väter und Mütter auch beim Elternurlaub unterschiedlich behandelt werden. Dies war und ist noch immer der Fall in den Städten Chur und Lugano, die nur ihren Mitarbeiterinnen einen unbezahlten Elternurlaub gewähren, oder im Kanton Luzern, der Männern nur vier Wochen, Frauen aber sechs Monate gewährt. 
Nur der Kanton und die Stadt Basel haben eine Kurskorrektur vorgenommen und bieten sowohl Müttern als auch Vätern, die für die Kantons- oder Stadtverwaltung arbeiten, die Möglichkeit eines unbezahlten Urlaubs. Allerdings wurde dieser Urlaub von 12 Monaten für Mütter auf 8 Monate für beide Geschlechter verkürzt. 
Diese ungleichen Bestimmungen zeugen von der überholten Ansicht, dass nur eine Frau für ein leibliches oder adoptiertes Neugeborenes sorgen kann. Noch schlimmer: Solche Bestimmungen leisten der Ungleichbehandlung von Frauen und Männern Vorschub, da nur die Frauen die Möglichkeit haben, ihre Karriere auf Eis zu legen, wenn familiäre Verpflichtungen eine stärkere Präsenz der Eltern zu Hause erfordern.
Steigende Familienzulagen

Die Bundesverwaltung gewährt zusätzliche Beiträge an Familien, die ihr Kind in einer Krippe betreuen lassen, wobei ein degressives Modell zur Anwendung kommt, das die niedrigen Einkommen begünstigt. Bei den kantonalen Verwaltungen sieht lediglich der Kanton Bern eine Beteiligung an den Betreuungskosten vor. Von den 25 grössten Städten entrichten Bern, St. Gallen und Thun Beiträge an die Betreuungskosten ihrer Mitarbeitenden.
Steigende Kinderzulagen

2012 erhöht der Kanton Genf die Familienzulagen für sein Personal um 50 bis 60%. Sie betragen somit 300 bis 400 Franken für ein Kind und 400 bis 500 Franken für Jugendliche in Ausbildung, wobei der Höchstbetrag ab dem 3. Kind ausbezahlt wird. Die Stadt Biel hat eine Wohnsitzzulage von 320 Franken eingeführt. Schliesslich hat die Stadt Freiburg die Ausbildungszulage um 50 bis 85% auf 440 bzw. 535 Franken (ab dem 3. Kind) erhöht.
Die durchschnittliche Kinderzulage aller Kantone beträgt 229 Franken bis 12 oder 16 Jahre und 279 Franken für ältere Kinder, bei der Ausbildungszulage liegt der Durchschnitt bei 281 Franken. Betrachtet man nur die Kantone, die mehr als das gesetzliche Minimum von 200/250 Franken auszahlen, steigt der Durchschnitt für die Kinderzulage auf 266 Franken und für die Ausbildungszulage auf 326 Franken.
Die 25 grössten Städte sind bei den Familienzulagen für das Verwaltungspersonal grosszügiger. Die Zulage beträgt 252 Franken bis 12 bzw. 16 Jahre, 305 Franken danach und 308 Franken während der Ausbildung. Betrachtet man nur die Städte, die mehr als das gesetzliche Minimum von 200/250 Franken ausrichten, steigt die durchschnittliche Kinderzulage auf 275 Franken und die Ausbildungszulage auf 371 Franken.
Auch wenn das Leben in der Stadt aufgrund der Mieten sicher teurer ist, sind die gesetzlich festgelegten Zulagen für Kinder und Jugendliche in Ausbildung grundsätzlich nicht hoch genug. Oft werden sie deshalb ergänzt.
Weitere Zulagen sind häufig

Die Kinder- und Ausbildungszulagen werden häufig durch weitere monatliche Zulagen mit unterschiedlichen Namen ergänzt (Unterhaltszulage in Basel, La Chaux-de-Fonds und Neuchâtel, Betreuungszulage u.a. in Bern, Thun, Neuenburg, Haushaltszulage in Lugano, Erziehungsbeitrag in Emmen und Kriens, Familienzulage in St. Gallen oder Wohnsitzzulage in Biel). Personen, die für die Stadt Basel arbeiten, erhalten somit zwischen 611 (für ein Kind) und 816 Franken pro Kind (ab dem 4. Kind, in Ausbildung).
Bei den einmaligen Zulagen entrichten nicht alle Städte eine Geburtszulage. Städte, in denen dies der Fall ist, zahlen ihren Mitarbeitenden zwischen 500 Franken (Sitten) und 2500 Franken (Basel). Von allen untersuchten Städten richtet einzig Genf im Fall einer Adoption eine Zulage aus, die einmalig 2500 Franken beträgt.
Gesamtarbeitsverträge

Die elf Verbände, die Travail.Suisse angehören, handeln die Gesamtarbeitsverträge und Unternehmensverträge in allen Branchen und Regionen der Schweiz aus. Sie vertreten die Forderungen von Travail.Suisse im Bereich der Elternurlaube.
Die zum ersten Mal zu dieser Frage veröffentlichten Ergebnisse zeigen, dass ein Vaterschaftsurlaub von 5 Tagen langsam zur Regel wird. Die grosszügigsten Regelungen kennen die Unternehmen Huntsman mit 15 Tagen sowie BASF und Swisscom mit 10 Tagen.
Beim Mutterschaftsurlaub werden den Mitarbeiterinnen häufig 16 Wochen gewährt, teilweise auch 18 (Papierindustrie, Pharma- und Chemieindustrie Basel, Huntsman) oder 20 Wochen (Alters- und Pflegeheime Genf).

Die Gesamtarbeitsverträge tragen zum Wohl und zu besseren Arbeitsbedingungen auch für Eltern bei. Bis das Parlament Bestimmungen erlässt, die der gesamten Bevölkerung zugute kommen, werden die Mitgliedsorganisationen von Travail.Suisse die Aufgabe wahrnehmen, im Rahmen der Sozialpartnerschaft familienfreundliche Bedingungen auszuhandeln.
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